
und Sicherheit tätigen Bürgern über die notwendigen 
Maßnahmen zur Festigung von Gesetzlichkeit, Sicher­
heit und Ordnung. Die Konferenzen haben dazu beige­
tragen, daß die Aufgaben zur Durchsetzung der Gesetz­
lichkeit und zur Gewährleistung von Ordnung und 
Sicherheit immer stärker in die sozialistische Leitungs­
tätigkeit integriert würden und in die Führung des so­
zialistischen Wettbewerbs einbezogen werden. 
Ausgehend von den sowjetischen Erfahrungen mit der 
Bassow-Methode und den bei ihrer schöpferischen An­
wendung im Bezirk Halle erzielten Ergebnissen/3/, ent­
wickelt sich auch im Bezirk Schwerin die Initiative der 
Werktätigen, in ihrem Betrieb, in der Genossenschaft 
oder Gemeinde den Kampf um Bereiche der vorbild­
lichen Ordnung und Sicherheit zu führen. In Vorberei­
tung auf diese Volksvertreterkonferenz haben die 
Werktätigen mit Unterstützung des Rates des Bezirks, 
der Staatsanwaltschaft, der Bezirksbehörde der Deut­
schen Volkspolizei und der örtlichen Räte begonnen, im 
Rahmen des sozialistischen Wettbewerbs um die An­
erkennung als „Bereich der vorbildlichen Ordnung und 
Sicherheit“ zu kämpfen.
Auf der Grundlage des Entwurfs einer Ordnung des 
Rates des Bezirks über die Anerkennung als „Bereich 
der vorbildlichen Ordnung und Sicherheit“ wurde mit 
den Werktätigen beraten, welche konkreten Aufgaben 
sie übernehmen und als Ergänzung ihres Wettbewerbs­
programms festlegen können. Die Diskussion darüber 
zeigte eine große Bereitschaft der Werktätigen, persön­
lich daran mitzuwirken, daß überall Sicherheit, Ord­
nung, Disziplin und Sauberkeit herrschen. Sie stellten 
zugleich aber auch an ihre staatlichen Leiter die For­
derung, im Betrieb durch Leitungsmaßnahmen alle 
Voraussetzungen zu schaffen, damit Sicherheit, Ordnung 
und Disziplin gewährleistet werden können. Dazu ge­
hören Ordnung und Disziplin am Arbeitsplatz, die volle 
Ausnutzung der Arbeitszeit, eine solide Arbeitsvorberei­
tung, die genaue Kenntnis und präzise Einhaltung der 
technologischen Vorschriften und Bedienungsanweisun­
gen, die konsequente Einhaltung der Rechtsvorschriften 
über den Arbeits-, Gesundheits- und Brandschutz sowie 
solche Arbeitsbedingungen und Kultur am Arbeitsplatz, 
die die Arbeit zur Freude machen.

Rechtspropaganda und Festigung des sozialistischen 
Staats- und Rechtsbewußtseins
Das Staats- und Rechtsbewußtsein der Bürger unseres 
Bezirks hat sich weiter gefestigt. Dazu haben auch 
Maßnahmen zur Entwicklung der Rechtspropaganda 
beigetragen.
Seit der ersten Volksvertreterkonferenz ist in unserem 
Bezirk das Bemühen spürbar, im Kampf gegen die 
ideologische Diversion des Klassengegners und zur 
schöpferischen Anwendung des sozialistischen Rechts die 
Rechtserziehung und Rechtspropaganda — und damit 
die Erziehung der Bürger zu einem hohen Staats- und 
Rechtsbewußtsein — besser zu fördern und zu organi­
sieren.
Eine große Hilfe waren uns dabei die Erfahrungen der 
Sowjetunion. Bekanntlich hat der XXIV. Parteitag der 
KPdSU gefordert, die Rechtserziehung als eine gesamt­
gesellschaftliche Aufgabe zu betrachten./4/ Sie ist nicht
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nur Sache der Justiz- und Sicherheitsorgane, sondern 
aller Staats- und Wirtschaftsorgane, der gesellschaft­
lichen Organisationen und der Massenmedien.
Der Rat des Bezirks hat auf Grund dieser Erfahrungen 
und Erkenntnisse einen Beschluß über die Verbesserung 
der Rechtspropaganda im Bezirk gefaßt, der Schritte 
zur Verbesserung der Rechtserziehung auslöste: Die 
Bezirkspresse und der Regionalsender befassen sich re-, 
gelmäßig mit Fragen des sozialistischen Rechts. Ihre 
Artikel- und Sendereihen zur schöpferischen Anwen­
dung des sozialistischen Rechts und zur Erhöhung der 
Ordnung, Sicherheit und Sauberkeit haben ein gutes 
Niveau./5/ Die Vortragsreihen der URANIA über die 
Bedeutung des sozialistischen Rechts und nicht zuletzt 
das Auftreten der Richter, Staatsanwälte, Rechts­
anwälte, Angehörigen der Sicherheitsorgane, der Justi­
tiare und Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte in 
Versammlungen, Seminaren, vor Schulklassen, vor Bri­
gaden usw. haben dazu beigetragen, das Staats- und 
Rechtsbewußtsein zu erhöhen und unsere sozialistische 
Gesetzlichkeit und Rechtsordnung zu festigen.
Es kommt nur darauf an, diese Erfahrungen zu nutzen 
und in allen staatlichen Organen und gesellschaftlichen 
Organisationen verbindliche Maßnahmen für die Rechts­
erziehung und Rechtspropaganda festzulegen. Das ent­
spricht der Forderung des VIII. Parteitags der SED, 
überall im täglichen Leben die Einhaltung des sozialisti­
schen Rechts und die bewußte Disziplin zur festen Ge­
wohnheit der Menschen zu machen./6/
Alle staatlichen Organe und gesellschaftlichen Organi­
sationen sowie die Justiz- und Sicherheitsorgane müs­
sen ihre Verantwortung auf dem Gebiet der Rechts­
erziehung besser wahmehmen. Die Rechtserziehung 
muß als Bestandteil der klassenmäßigen Erziehung der 
Kinder und Jugendlichen an den Schulen einen festen 
Platz haben./7/ Auch die Justitiare in den Betrieben, 
Kombinaten und Einrichtungen sollten sich mehr als 
bisher um die Rechtserziehung kümmem./8/ Sie können 
sich dabei auf bewährte Mitglieder der Konfliktkom­
missionen, der Schiedskommissionen, der Schöffenkol­
lektive und künftig auch der Kollektive stützen, die 
um die Anerkennung als „Bereich der vorbildlichen 
Ordnung und Sicherheit“ kämpfen. Die Justitiare soll­
ten auch das Bemühen der Betriebszeitungen um eine 
wirksame Rechtserziehung mehr unterstützen.
Es ist eine erstrangige politisch-ideologische Erziehungs­
aufgabe, allen Werktätigen die Bedeutung des sozia­
listischen Rechts im Klassenkampf und zum Schutze 
unserer sozialistischen Gesellschaftsordnung, zur Ge­
währleistung von Sicherheit, Ordnung und Disziplin, 
zur Lösung der gesamtgesellschaftlichen Aufgaben und 
damit zur allseitigen Stärkung der DDR besser bewußt 
zu machen. Eine solche Erziehungsarbeit trägt dazu bei, 
daß die Werktätigen die sozialistische Gesetzlichkeit als 
den Willen der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten 
begreifen und danach handeln.
Wir dürfen jedoch nicht übersehen, daß die Entwick­
lung des Staats- und Rechtsbewußtseins differenziert 
verläuft. Bei dem überwiegenden Teil der Werktätigen, 
insbesondere in den Arbeitskollektiven, ist die Bereit­
schaft gewachsen, für Ordnung, Disziplin und Einhal­
tung des sozialistischen Rechts zu sorgen. Die Werk­
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